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EFTA Européische Freihandelsassoziation

SKOS Schweizerische Konferenz fur Sozialhilfe

EL Ergadnzungsleistungen

SGB Schweizerischer Gewerkschaftsbund

WBF Eidgendssisches Departement fir Wirtschaft, Bildung und Forschung
AELE Association européenne de libre-échange

CSIAS Conférence suisse des institutions d'action sociale

PC Prestations complémentaires

Uss Union syndicale suisse

DEFR Département fédéral de I'économie, de la formation et de la recherche
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PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 12.02.2017
KARIN FRICK

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Biirgerrecht

Mit 60,4 Prozent Ja- gegenutber 39,6 Prozent Nein-Stimmen nahm das Schweizer
Stimmvolk am 12. Februar 2017 die erleichterte Einbiirgerung von Personen der dritten
Ausléandergeneration deutlich an. Die Stimmbeteiligung lag schweizweit bei 46,8
Prozent und schwankte zwischen 39 Prozent im Kanton Uri und rund 66 Prozent in
Schaffhausen. Eher Uberraschend war das ebenfalls deutliche Standemehr: 17 von 23
Sténden stimmten der Vorlage zu. Die auf frihere Abstimmungsergebnisse zur
erleichterten Einblrgerung zurlckgehenden Beflrchtungen der BeflUrworter, am
Standemehr zu scheitern, wurden damit klar widerlegt. In den im Vorfeld des
Urnengangs noch als ,Swing States™ bezeichneten Kantonen resultierte Uberall ein Ja.
Verglichen mit der Abstimmung von 1994, als das Anliegen am Sténdemehr gescheitert
war, wechselten somit die acht Kantone Luzern, Nidwalden, Solothurn, Aargau,
Schaffhausen, Appenzell-Ausserrhoden, Tessin und Wallis auf die Beflrworterseite,
wobei es in Nidwalden, Appenzell-Ausserrhoden und Tessin ein enges Rennen war (NW
50,4%, AR 50,9%, Tl 50,2% Ja-Stimmen). Die knappste Entscheidung tGberhaupt fiel im
Kanton Thurgau, wo lediglich 24 Stimmen fur die ablehnende Standesstimme
ausschlaggebend waren. Ein ebenfalls hauchdinnes Nein resultierte in Glarus und St.
Gallen mit Nein-Stimmenanteilen von 50,4 Prozent bzw. 50,2 Prozent. Demgegenuber
stiess die Vorlage in samtlichen Westschweizer Kantonen auf Uberdurchschnittlich
hohe Zustimmung. Am deutlichsten stimmte der in Auslanderfragen ohnehin sehr offen
eingestellte Kanton Neuenburg mit einem Ja-Stimmenanteil von 75,1 Prozent zu. Die
hochste Ablehnung hingegen erfuhr die Vorlage in Appenzell-Innerrhoden, dessen
Stimmbevélkerung zu 56,4 Prozent ein Nein einlegte. Augenfallig ist bei den
Ergebnissen zudem das Gefélle zwischen Stadt und Land; so stimmte die Stadt Zurich
zu 76 Prozent Ja (Kanton ZH: 63,2%) und die Stadt St. Gallen zu 65 Prozent (Kanton SG:
49,8%).

Bundesratin Simonetta Sommaruga liess nach dem Urnengang verlauten, die Regierung
nehme das Ergebnis .mit grosser Genugtuung® zur Kenntnis und es stimme
zuversichtlich .fur weitere, ebenso umstrittene Vorlagen™. Darlber hinaus ermunterte
sie junge Ausléanderinnen und Auslander der dritten Generation, nun ,die Chance zu
nutzen und ihre Heimat mitzugestalten™, und flgte an, die Erleichterung der
Einblrgerung sollte voraussichtlich spatestens in einem Jahr in Kraft treten. Freude
Uber den Entscheid herrschte auch beim SGB und bei der Operation Libero. Wahrend
Ersterer von einer Uberfélligen Reform sprach und ankindigte, nun auch die
Anforderungen fur andere Einblrgerungswillige senken zu wollen, sah Letztere in dieser
Abstimmung einen .ersten, wichtigen Schritt zu einem liberalen Burgerrecht™. Daran
musse man jetzt anknlpfen und beispielsweise auch die erforderliche Aufenthaltsdauer
senken oder die Mindestwohnsitzfristen in den Gemeinden abschaffen. Wenig erfreut
zeigte sich die SVP, die nach der Durchsetzungsinitiative und dem Asylgesetz mit dieser
Abstimmung die dritte Niederlage in der Auslanderpolitik innerhalb eines Jahres
hinnehmen musste. Als Kopf des Gegenkomitees und Initiator der umstrittenen Plakate
machte Andreas Glarner (svp, AG) besonders die bereits Eingeblrgerten fur das
Resultat verantwortlich und forderte die Abschaffung des DoppelbUrgerrechts. Die SVP
erkléarte aber auch, das Verdikt von Volk und Stédnden zu akzeptieren und die noch
offenstehende Mdglichkeit, das Referendum gegen die in dieser Sache beschlossene
Gesetzesanderung zu ergreifen, nicht wahrnehmen zu wollen.

Abstimmung vom 12. Februar 2017

Beteiligung: 46,84%
Ja: 1'499'627 (60,4%) / Stande: 15 4/2
Nein: 982'844 (39,6%) / Stande: 5 2/2

Parolen:

- Ja: SP, FDP (1*), CVP (1*), Grliine, GLP, BDP (1*), EVP, Stadteverband, Eidgendssische
Migrationskommission, SGB, Travail.Suisse

- Nein: SVP, EDU (1*)

* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen '
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STUDIEN / STATISTIKEN
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MARIANNE BENTELI

Offentliche Ordnung

Im Jahr 2009 fanden 23 Grossdemonstrationen mit 1000 und mehr Beteiligten statt,
die grosste mit rund 25'000 Personen fuhrten die Gewerkschaften am 19. September in
Bern durch. Je sieben Grossdemonstrationen fanden in Bern und Genf statt, je zwei in
Luzern und Zurich sowie je eine in Aarau, Freiburg, Lausanne, St. Gallen und Sempach
(LU). Mehr als ein Drittel dieser Kundgebungen (9) hatten aussenpolitische Fragen zum
Thema; besonders haufig demonstrierten in der Schweiz anséssige Tamilen gegen den
Blrgerkrieg in ihrer Heimat Sri Lanka. Sie flUhrten neben einer Reihe von kleineren
Manifestationen auch finf Grossdemonstrationen mit bis zu 14'000 Teilnehmenden
durch. Sehr aktiv waren im Berichtsjahr auch die Arzte, welche an einem nationalen
Aktionstag am 1. April in Aarau, Bern, Luzern, St. Gallen und Zurich je gut 1000 Personen
auf die Strasse brachten. ?

Aussenpolitik

Zwischenstaatliche Beziehungen

En marge du 45e Symposium de Saint-Gall, une conférence annuelle autour du dialogue
interculturel qui a lieu depuis 1970 sur le campus de I'Université de Saint-Gall (HSG),
Johann Schneider-Ammann a mené des entretiens avec le premier ministre islandais,
Sigmundur David Gunnlaugsson, et le vice-premier ministre et ministre des Finances
de Singapour, Tharman Shanmugaratnam.

Avec M. Gunnlaugsson, le chef du DEFR a surtout discuté des relations économiques
bilatérales et des négociations en cours dans le cadre de AELE. Il a aussi été question
des relations qu'ont les deux pays avec I'Union européenne.

Lors de l'autre rencontre, Johann Schneider-Ammann a discuté des relations
économiques et commerciales entre la Suisse et Singapour avec son homologue
singapourien. *

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Sozialhilfe

Acht Stédte - Basel, Bern, Biel, Lausanne, Luzern, St. Gallen, Winterthur und Zirich -
liessen von einer Beratungsfirma einen Vergleich ihrer Sozialhilfe anstellen. Die
Untersuchung kam zum Schluss, dass sich die Probleme in allen diesen Stéddten @hnlich
stellen: Die Kosten sind im letzten Jahrzehnt erheblich gestiegen, scheinen sich nun
aber zu stabilisieren. Es zeigte sich aber auch, dass ein Vergleich schwierig ist, da die
Systeme von Kanton zu Kanton, oft sogar noch von Ort zu Ort verschieden sind. Die
sogenannte Sozialhilfedichte (Anteil der Sozialhilfeempfangerinnen und -empfénger an
der Gesamtbevolkerung) liegt im Mittel der acht Staddte bei 5,4%. Biel als Stadt mit
besonders hoher Arbeitslosigkeit wies mit 7,5% den héchsten, Winterthur mit 3,6% den
tiefsten Wert aus. Kinder und Jugendliche waren tberall etwa doppelt so haufig von der
Sozialhilfe abhangig wie Erwachsene. Eine wichtige Kennzahl im Vergleich der
Fursorgeamter ist die Dauer der Sozialhilfeabhangigkeit, da sie Auskunft Uber die
Effizienz der getroffenen Integrationsmassnahmen gibt. In Basel wurde mit 39,4% der
héchste Anteil von Sozialhilfeempfangern mit einer Bezugsdauer von mehr als drei
Jahren festgestellt; am glinstigsten schnitt Biel mit 20,8% Prozent ab. *

Nach den von der Stadteinitiatve .Ja zur sozialen Sicherung” vorgestellten Daten ging
die Zahl der Sozialhilfebeziiger 2001 leicht zurlick, am stérksten in Basel (-15,8%),
Schaffhausen (-7,7%) und Bern (-7,2%), wéhrend sie in Sankt Gallen und Winterthur
praktisch stabil blieb. Im Durchschnitt erhielten 5% der Einwohner der grossen
Schweizer Stadte Sozialhilfe. Einmal mehr zeigte sich, dass Kinder das Armutsrisiko
enorm beeinflussen: 22,4% aller unterstitzter Haushalte waren Einelternfamilien,
weitere 13% Familien mit mehreren Kindern. Jedes zehnte Kind lebte in einer Familie,
die als arm bezeichnet werden muss. Die Stadteinitiative verlangte deshalb erneut
rasche Massnahmen zu Gunsten der Familien: Ausdehnung des EL-Systems auf
Familien, substantielle Erhéhung der Kinderzulagen, Ausbau der ausserhauslichen
Kinderbetreuung und verstarkte Integration der Jugendlichen aus finanzschwachen

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.98 - 01.01.18



STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2006
MARIANNE BENTELI

Familien in den Arbeitsmarkt. °

Die gute Konjunktur entschérfte die finanzielle Situation der &ffentlichen Sozialhilfe
2006 erneut. Wie die Stadteinitiative Sozialpolitik mitteilte, sank in fiinf von acht
Schweizer Stadten die Zahl der Sozialfédlle. Wo die Fallzahlen noch stiegen, schwéchte
sich die Zunahme immerhin deutlich ab. In Zurich, Basel und Winterthur sanken die
Zahlen um 1,5%, in den Stédten Schaffhausen und Uster sogar um rund 7%.
Zugenommen haben die Fallzahlen lediglich in Bern, St. Gallen und Luzern. Die
uneinheitliche Entwicklung spiegelt gemass der Mitteilung einerseits die regional
unterschiedliche Erholungstendenz der Wirtschaft, anderseits aber auch die
foderalistische Regelung der Sozialhilfe. Die neuen Richtlinien der Schweizerischen
Konferenz flr Sozialhilfe (SKOS) zur Bemessung der Sozialhilfe wiirden nicht in allen
Kantonen gleich umgesetzt. In den meisten der Stadte stiegen allerdings die
Nettokosten pro Fall gegenliber 2005 erneut. Sie betrugen nun durchschnittlich knapp
11'000 Fr. Die Grunde daflr seine vielfaltig, hiess es. Einer davon sei der zunehmende
Beratungs- und Betreuungsaufwand, unter anderem flr die Arbeitsintegration, ein
anderer die sinkende Rickerstattung aus den Sozialversicherungen. °

1) BBI, 2017, S. 3387 ff.; SGT, 17.1.17; SN, 19.1.17; SGL, 1.2.17; NZZ, 4.2.17; TA, 11.2.17; AZ, BZ, BaZ, Blick, LMD, LT, LZ, Lib, NZZ, QJ,
SGT, TA, TG, 13.2.17

2) Kundgebungen mit mindestens 1000 Beteiligten (ohne 1. Mai-Demonstrationen): Bern: Bund, 12.1. (7000/gegen Israels
Intervention in Gaza); NZZ, 19.1. (1000/Solidaritat mit Israel); Bund, 23.2. (1000/Tamilen); Bund, 11.3. (1500/Tibeter); Bund,
2.4.(1500/Arzte); Bund, 12.5. (2000/Tamilen); BZ, 21.9. (25 000/Gewerkschaften gegen Wirtschaftskrise). Genf: NZZ, 19.1.
(1000/gegen Israels Intervention in Gaza); TG, 5.2. (10 000/Tamilen); NZZ, 21.2. (14 000/Tamilen); TG, 17.3. (12 000/Tamilen);
BZ, 18.5. (2000/Gewerkschaften gegen Krise); Bund, 30.11. (3000/gegen WTO); TG, 2.12. (1000/gegen Minarettverbot).
Luzern: TA, 9.3. (1500/Katholiken gegen die .reaktionare" Politik des Papstes); NZZ, 2.4. (1000/Arzte). Zurich: NZZ, 2.4.
(1000/Arzte); TA, 14.12. (1000/Studierende). Aarau: NZZ, 2.4. (1000/Arzte). Freiburg: Lib., 22.3. (2500/Gedenkmarsch fir ein
ermordetes Madchen). Lausanne: 24h, 2.12. (3000/gegen Minarettverbot). St. Gallen: NZZ, 2.4. (1000/Arzte). Sempach (LU):
SoZ, 30.8. und Blick, 31.8. (2000/Milchbauern).

3) Rencontre avec le premier ministre islandais et le vice-premier ministre et ministre des Finances de Singapour

4) Presse vom 4.7.00.

5) Presse vom 7.5. und 19.6.02. Armut ist weltweit in erster Linie ein Problem der Stadte. In Genf wurde deshalb im April der
Sitz des .internationalen Solidaritatsfonds der Stadte gegen Armut™ eroffnet. Der von Genf, Lyon (Frankreich) und Bamako
(Mali) intiierte Fonds will die Zusammenarbeit zwischen den Stadten verbessern, um so eine gezielte Armutsbekampfung zu
ermoglichen (AZ, 12.4.02).

6) Presse vom 3.7.07.
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